


























1. März 2016

OFFENTLICHE URKUNDE

Notarielles Protokol I zu r ordentl ichen Generalversamm t u ng der

Roche Holding AG, in Basel, vom 1. März 2016

Der unterzeichnete Dr. Benedikt A. Suter, öffentlicher Notar zu Basel, hat heute ab 10:30 Uhr im
Kongresszentrum der Messe Basel in Baselan der ordentlichen Generalversammlung der

Rochei Holding AG

mit Sitz in Basel teilgenommen und über die gefassten Beschlüsse zu den für das Handelsregis-

ter wesentlichen Traktanden das vorliegende Protokoll in öffentlicher Urkunde aufgenommen.

Der Präsident des Verwaltungsrats, Herr Dr. Ghristoph Franz, deutscher Staatsangehöriger, in

Zürich, mir, dem Notar, persönlich bekannt, übernimmt den Vorsitz.

l. EinleitendeFeststellunoen undAnordnunqen

Der Vorsitzende stellt fest, dass die Generalversammlunq ordnunqsqemäss einberufen worden
ist durch zweimalige Publikation im Schweizerischen Handelsamtsblatt vom 5. und vom g. Feb-
ruar 2016 sowie durch gleichlautende Einladungsínserate in der Tages- und Finanzpresse und
dass von Aktionärsseite keine Traktandierungsbegehren eingegangen sind.

Der Vorsitzende ernennt

a) zu Protokollführern:

für die Traktanden 1 - 4 sowie 6 - 10: Herrn René Kissling, Sekretär der Verwaltungs-

ratsausschüsse, und

für das Traktandum 5: Dr. Benedikt Suter, Notar, der für die Zwecke des Handelsre-
gisters zusätzlich die Neuwahlen in den Verwaltungsrat (Traktanden 6.16 und 6.17)
mitprotokolliert;
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b) zu Stimmenzählern

Herrn Donald Sulzer, Credit Suisse AG, Zürich,

Herrn Andreas Glaus, Credit Suisse AG, Zürich,

Herrn Peter Guntlin, UBS AG, Zürich,

Herrn Roland Krummenacher, Basler Kantonalbank, Basel,

Herrn Werner Meier, UBS AG, Basel,

Herrn Philippe G. Pillonel, UBS AG, Zürich,

Herrn PascalToussaint, Basler Kantonalbank, Basel, und

Herrn Kevin Weber, Univest AG, Basel.

Zum Obmann der Stimmenzähler ernennt er Herrn Donald Sulzer.

ll. Beschlussfassunq

Zur Beschlussfassung erläutert der vorsitzende unter anderem Folgendes

Als ,,anwesend" und ,,vertreten" werden nur solche Aktien erfasst, für die Zutrittskarten heute

am Eingang abgegeben sowie erfasst worden sind, einschliesslich der von der unabhängigen

Stim mrechtsvertreterin vertretenen Aktien.

Gemäss Statuten gelten für die in vorliegendem Protokoll behandelten Traktanden folgende
Mehrheiten:

o für die Beschlussfassung zur Statutenänderung in Traktandum 5 die absolute Mehrheit

der ve rtretenen Aktienstim men,

e für die Wahlen in Traktandum 6 die absolute Mehrheit der abgegebenen Aktienstimmen,

wobei Enthaltungen nicht als abgegebene Aktienstimmen gelten.
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Die Beschlussfassung über Sachgeschäfte und Wahlen erfolgt elektronisch.

Der Vorsitzende erklärt die Funktionsweise des elektronischen Abstimmunqsqeräts und führt

eine Probeabstimmung durch. Nach Bekanntgabe des Resultats stellt er fest, dass das System

korrekt funktioniert.

Aus Zeitgründen verkündet der Obmann der Stimmenzähler zu den einzelnen Traktanden jeweils

nur das prozentuale Ergebnis; die vollständigen Angaben werden jedoch im Saal angezeigt und

im Protokoll festgehalten.

lll. Präsenz

Gemäss projizierter Präsenzliste ist die Versammlung wie folgt zusammengesetzt:

Anwesende Aktionärinnen / Aktionäre oder Vertreter von solchen 797

Vertretene Aktien bzw. Stimmen:

Von diesem Total der vertretenen Aktien entfallen auf

o Aktionäre:

. die unabhängige Stimmrechtsvertreterin,

BDO AG, vertreten durch Herrn Marc Schaffner:

139'054'674

136'519'816 Aktien

2'534'858 Aktien

vertretene Aktienstimmen in Prozent des gesamten Aktienkapitals: 86.9 %

absolutes Mehr der vertretenen Stimmen 69'527'338 Stimmen

Der Vorsitzende hålt fest, dass an der Versammlung keine Aktien vertreten sind, die der Gesell-

schaft selber oder ihren Tochtergesellschaften gehören.



4

lV. Für das Handelsreqister relevante Traktanden:

Nachdem die Generalversammlung die Traktanden 1 - 4 behandelt hat, schreitet sie zur Behand-

lung des Traktandums 5.

Traktandum 5: Statutenänderunqen

Einleitend verweist der Vorsitzende auf die ,,Statutenänderungen Roche Holding AG - Entwurf

zur Genehmigung durch die Generalversammlung der Roche Holding AG vom 1. März 2016",

welcher den Aktionären mit der Einladung und den Stimmunterlagen zugestellt wurde und im

lnternet im deutschen Originaltext und in einer englischen Übersetzung seit 4. Februar 2016 auf-

geschaltet ist. Dieses Dokument ist der vorliegenden Urkunde als integraler Bestandteil als Bei-

laqe 1 beigeheftet.

Die Anderungen betreffen ganz überwiegend nur terminologische Anpassungen der $$ 14, 18,

21, 24,25 und 28 an geänderte Gesetzesbestimmungen. Die Anderungen sind in der beantrag-

ten neuen Fassung jeweils rot markiert.

Der Verwaltungsrat beantragt die Gutheissung aller vorgeschlagenen Statutenänderungen ge-

mäss Beilaqe 1, und zwar in einer Gesamtabstimmung.

Der Vorsitzende gibt den Aktionären Gelegenheit, sich zum Thema zu äussern. Niemand meldet

sich zu Wort.

Der Vorsitzende lässt über den Antrag des Verwaltungsrats auf Gutheissung aller Statutenände-

rungen gemäss Beilage 1 abstimmen. Gemäss Obmann der Stimmenzähler und Anzeige im Saal

ist das Ergebnis wie folgt:

1 39'054'674 vertretene Stimmen

69'527'338 absolutes Mehr der vertretenen Stimmen

1 37'886'840 Ja-Stimmen
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1' 1 46' 229 Nein-Stimmen

21'605 Enthaltungen

Der Obmann stellt fest, dass die vom Verwaltungsrat beantragten Statutenänderungen gemäss

Beilaqe 1 angenommen worden sind mit 99.16 o/o der vertretenen Stimmen.

Traktandum 6: Wahlen in den Venìraltungsrat

Einleitend stellt der Vorsitzende die beiden in den Traktanden 6.16 und 6.17 zur Neuwahl ste-

henden Damen Julie Brown und Dr. Claudia Süssmuth Dyckerhoff vor und gibt Gelegenheit zu

Wortmeldungen. Es meldet sich niemand zu Wort.

Hierauf behandelt die Generalversammlung die Wiederwahlen und Wahlen gemäss Traktanden

6.1 bis 6.15.

6.16 Wahl von Frau Julie Brown in den Verwaltunqsrat für die Amtsdauer von einem Jahr

Der Vorsitzende wiederholt den Antrag des Venryaltungsrats auf Wahl von Frau Julie Brown in

den Verwaltungsrat für die Amtsdauer von einem Jahr bis zur ordentlichen Generalversammlung

2017.

Der Vorsitzende lässt über den Antrag abstimmen. Gemäss Obmann der Stimmenzähler und

Anzeige im Saal ist das Ergebnis wie folgt:

139'052'793 vertreteneStimmen

9'755 Enthaltungen

139'043'038 abgegebeneStimmen

69'521'520 absolutes Mehr der abgegebenen Stimmen

139'019'921 Ja-Stimmen
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23'117 Nein-Stimmen

Der Obmann stellt fest, dass Frau Julie Brown, britische Staatsangehörige, in London (Grossbri-

tannien), als Mitglied des Verwaltungsrats für die Amtsdauer von einem Jahr gewählt worden ist

mit 99.98 o/o der abgegebenen Stimmen.

6.17 Wahlvon Frau Dr. Claudia Süssmuth Dvckerhoff in den Verwaltunosrat für die Amtsdauer

von einem Jahr

Der Vorsitzende wiederholt den Antrag des Verwaltungsrats auf Wahl von Frau Dr. Claudia

Süssmuth Dyckerhoff in den Verwaltungsrat für die Amtsdauer von einem Jahr bis zur ordentli-

chen Generalversammlung 201 7.

Der Vorsitzende lässt über den Antrag abstimmen. Gemäss Obmann der Stimmenzähler und

Anzeige im Saal ist das Ergebnis wie folgt:

139'052'793 vertreteneStimmen

7'626 Enthaltungen

139'045'167 abgegebenen Stimmen

69'522'584 absolutes Mehr der abgegebenen Stimmen

139'039'039 Ja-Stimmen

6'128 Nein-Stimmen

Der Obmann stellt fest, dass Frau Dr. Claudia Süssmuth Dyckerhoff, deutsche Staatsangehörige,

in Shanghai (China), als Mitglied des Verwaltungsrats für die Amtsdauer von einem Jahr gewählt

worden ist mit 100.00 o/o der abgegebenen Stimmen.

Hierauf schreitet die Generalversammlung zut Behandlung der Traktanden 7 - 10.

Der Vositzende schliesst die Generalversammlung um 12.05 Uhr
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U rk u n d lic h d es s e n istdieses Protokoll nach erfolgter Lesung und Genehmigungvom

Vorsitzenden und von mir, dem Notar, unter Beisetzung meines amtlichen Siegels hiernach un-

terzeichnet worden.

B a s e l, den 1. (ersten) Mär22016 (zweitausendsechzehn)

Dr. Christoph Franz

C

Dr. Benedikt A. Suter, Notar W+AktProt 201614

Beilaqe 1: Statutenänderungen Roche Holding AG - Entwurf zur Genehmigung durch die Gene-

ralversammlung der Roche Holding AG vom 1.Màr22016
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isherige Fassung

. Firma, Zweck, Sitz und Dauer der Gesellschaft

der Firma

Holding AG>

Holding SA>

e Holding Ltdr

eine Aktiengesellschaft, welche den Zweck hat, Beteiligungen an unternehmungen,
ie pharmazeutische und chemische Produkte aller Art fabrizieren und verkaufen, zu halten

Beteiligung jedwelcher Art an sonstigen industriellen Unternehmungen und Holdinggesell-
aften ist gestattet.

2

Gesellschaft hat Sitz und Gerichtsstand in Basel, ihre Dauer ist unbeschränkt.

I. Aktienkapital, Aktien und Aktionäre

3

Das Aktienkapital der Gesellschaft beträgt CHF 160 000 000.-, eingeteilt in 160 000 000 voll
liberierte lnhaberaktien im Nominalwertvon je t Franken.
Die Aktien tragen die Nummern 1 bis 160 000 000.

Durch Beschluss der Generalversammlung können bestehende lnhaberaktien jederzeit in
Namenaktien oder Namenaktien in lnhaberaktien umgewandelt werden.
Falls die Gesellschaft Namenaktien ausstehend hat, kann sowohl das mit diesen Aktien
verknüpfte Stimmrecht wie die mit diesem zusammenhängenden Rechte nur ausüben, wer
als Aktionär mit Stimmrecht oder als Nutzniesser im Aktienbuch eingetragen ist. Zu diesem
Zwecke führt der Verwaltungsrat ein Aktienbuch und befìndet über die Anerkennung bzw.
Eintragung von Aktionären oder Nutzniessern.

Beantragte neue Fassung

l. Firma, Zweck, Sitz und Dauer der Gesellschaft

sr
Unter der Firma

<Roche Holding AG>

<Roche Holding SA>

<Roche Holding Ltd>r

besteht eine Aktiengesellschaft, welche den Zweck hat, Beteiligungen an Unternehmungen,
die pharmazeutische und chemische Produkte aller Art fabrizieren und verkaufen, zu halten.
Die Beteiligung jedwelcher Art an sonstigen industriellen Unternehmungen und Holdinggesell-
schaften ist gestattet.

s2
Die Gesellschaft hat sitz und Gerichtsstand in Basel, ihre Dauer ist unbeschränkt.

ll. Aktienkapital, Aktien und Akt¡onäre

s3
t DasAktienkapitalderGesellschaftbeträgtCHF 160 000 000.-, eingeteiltin 160 000 000voll

liberierte lnhaberaktien im Nominalwert von je 1 Franken.
2 Die Aktien tragen die Nummern I bis 160 000 000.
s Durch Beschluss der Generalversammlung können bestehende lnhaberaktien jederzeit in

Namenaktien oder Namenaktien in lnhaberaktien umgewandelt werden.
¿ Falls die Gesellschaft Namenaktien ausstehend hat, kann sowohl das mit diesen Aktien

verknüpfte Stimmrecht wie die mit diesem zusammenhängenden Rechte nur ausr-lben, wer
als Aktionär mit Stimmrecht oder als Nutzniesser im Aktienbuch eingetragen ist. Zu diesem

Zwecke führt der Verwaltungsrat ein Aktienbuch und befindet über die Anerkennung bzw.

Eintragung von Aktionären oder Nutzniessern.

3



Bisherige Fassung

5 Der Verwaltungsrat kann hinsichtlich Namenaktien, unter Vorbehalt von 5 3 Abs. 6, die
Anerkennung eines Erwerbers als Aktionär mit Stimmrecht ablehnen,

l. sofern ein Erwerber infolge der Anerkennung direkt oder indirekt mehr als 3olo der
Gesamtzahl der im Handelsregister eingetragenen Namenaktien erwerben oder insge-

samt halten würde;

2. soweit und solange gemäss den der Gesellschaft zur Verfügung stehenden lnformatio-
nen eine zusätzliche Anerkennung von Ausländern die Erbringung gesetzlich geforderter

Nachweise verhindern könnte. D jese Ermächtigung beruht auf Art. 4 der Schlussbestim-

mungen des Bundesgesetzes über die Revision des Aktienrechts und auf diversen Bun-

deserlassen, namentlich dem Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken durch
Personen im Ausland vom .l6. 

Dezember 1983 [<Lex Friedrich>) und dem Bundesrats-
beschluss betreffend Massnahmen gegen die ungerechtfertigte lnanspruchnahme von

Doppelbesteuerungsabkommen des Bundes vom ,l4. 
Dezember 1962 [Missbrauchs-

besch lussJ ;

3. wenn der Erwerber trotz Verlangen der Gesellschaft nicht ausdrücklich erklärt, dass er

die Aktien im eigenen Namen und im eigenen lnteresse erworben hat und halten wird.
Juristische Personen und rechtsfähige Personengesellschaften, die durch Kapital, Stimm-

kraft, einheitliche Leitung oder auf ähnliche Weise miteinander verbunden sind, sowie alle

natürlichen oderjuristischen Personen und Personengesellschaften, welche durch Abspra-
che, Syndikat oder auf andere Weise im Hinblick auf eine Umgehung der Eintragungs-
beschränkung koordiniert vorgehen, gelten in der Anwendung der vorstehenden Ziff. 1 und

2 als ein Erwerber.
0 Soweitbestehende lnhaberaktien in Namenaktien umgewandeltwerden, hatjederAktionär

Anspruch auf Umtausch seiner Titel in Namenaktien und auf Eintragung als Aktionär mit

Stimmrecht im Aktienbuch; eine Zustimmung des Verwaltungsrates ist hierfür nicht erfor-
derlich.

Beantragte neue Fassung

5 Der Verwaltungsrat kann hinsichtlich Namenakt¡en, unter Vorbehalt von 5 3 Abs. 6, die
Anerkennung eines Erwerbers als Aktionär mit Stimmrecht ablehnen,

1. sofern ein Erwerber infolge der Anerkennung direkt oder indirekt mehr als 3o/o der
Gesamtzahl der im Handelsregister eingetragenen Namenaktien erwerben oder insge-

samt halten würde;

2. soweit und solange gemäss den der Gesellschaft zur Verfügung stehenden lnformatio-
nen eine zusätzliche Anerkennung von Ausländern die Erbringung gesetzlich geforderter

Nachweise verhindern könnte. Diese Ermächtigung beruht auf Art. 4 der Schlussbestim-

mungen des Bundesgesetzes über die Revision des Aktienrechts und auf diversen Bun-

deserlassen, namentlich dem Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken durch
Personen im Ausland vom 16. Dezember 1983 (<Lex Friedrich>) und dem Bundesrats-

beschluss betreffend Massnahmen gegen die ungerechtfertigte lnanspruchnahme von

Doppelbesteuerungsabkommen des Bundes vom 14. Dezember 1962 [Missbrauchs-
beschluss);

3. wenn der Erwerber trotz Verlangen der Gesellschaft nicht ausdrücklich erklärt, dass er

die Aktien im eigenen Namen und ìm eigenen lnteresse erworben hat und halten wird.

Juristische Personen und rechtsfähige Personengesellschaften, die durch Kapital, Stimm-

kraft, einheitliche Leitung oder auf ähnliche Weise miteinander verbunden sind, sowie alle

natürlichen oder.juristischen Personen und Personengesellschaften, welche durch Abspra-
che, Syndikat oder auf andere Weise im Hinblick auf eine Umgehung der Eintragungs-

beschränkung koordiniert vorgehen, gelten in der Anwendung der vorstehenden Ziff. I und

2 als ein Erwerber.
0 Soweit bestehende lnhaberaktien in Namenaktien umgewandelt werden, hat jeder Aktionär

Anspruch auf Umtausch seiner Titel in Namenaktien und auf Eintragung als Aktionär mit

Stimmrecht im Aktienbuch; eine Zustimmung des Verwaltungsrates ist hierfür nicht erfor-
derlich.

s4
I

2

3

Ausserdem bestehen 702 562 700 Genussscheine, auf den lnhaber lautend.

Die Genussscheine tragen die Nummern 1 bis 702 562 700.

Sie bilden keinen Bestandteil des Aktlenkapitals und haben kein Stimmrecht. Jeder Genuss-

schein hat aber den gleichen Anteil am Bilanzgewinn und an dem nach Rückzahlung des

Aktienkapitals und des Partizipationskapitals verbleibenden Liquidationsergebnis wie eine

derAktien Nr. I bis 160 000 000.

Ausserdem bestehen 702 562 700 Genussscheine, auf den lnhaber lautend.

Die Genussscheine tragen die Nummern 1 bis702 562 700.

Sie bilden keinen Bestandteil des Aktienkapitals und haben kein Stimmrecht. Jeder Genuss-

schein hat aber den gleichen Anteil am Bilanzgewinn und an dem nach Rückzahlung des

Aktienkapitals und des Partizipationskapitals verbleibenden Liquidationsergebnis wie eine

derAktien Nr. I bis 160 000 000.

s4
1

2
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Bisherige Fassung

4 Das Bezugsrecht der Genussscheininhaber richtet sich nach den Bestìmmungen von 5 5.

s Die Genussscheine sind an die von der Generalversammlung genehmigte Bilanz und die

Erfolgsrechnung und an die von der Generalversammlung beschlossene Gewinnverteilung

gebunden.

0 Sämtliche die Genussscheine betreffenden Mitteilungen der Gesellschaft erfolgen durch

zweimalige Bekanntmachung in den Publikationsorganen der Gesellschaft.
z Die Gesellschaft ist jederzeit berechtigt, alle Genussscheine, oder auch nur einen Teil davon,

ohne Zustimmung ihrer lnhaber gegen Aktien oder Partizipationsscheine umzutauschen.

Erfolgt der Umtausch gegen Aktien, so solljede solche Aktie am Bilanzgewinn und am Liqui-

datìonserlös gleich einer derAktien Nr. 1 bis 160 000 000 beteiligt sein. Beim Umtausch

gegen Partizipationsscheine entfallen auf jeden Genussschein Partizipationsscheine mit

einem GesamtnennweTt, der dem Nennwert einer der Aktien Nr. 1 bis 160 000 000 ent-

spricht. Wird nur ein Teil der Genussscheine umgetauscht, so erfolgt die Auswahl durch das

Los.

e Die zum Umtausch bestimmten Genussscheine werden einmal in den Publikationsorganen

der Gesellschaft aufgerufen. Die Generalversammlung bestimmt den Zeitpunkt, an welchem

die Rechte derzum Umtausch aufgeforderten Genussscheine erlöschen und an deren Stelle

dìe Rechte der neuen Aktien oder Partizipationsscheine treten.
e Versammlungen der Genussscheininhaber werden einberufen, sooft der Verwaltungsrat

dres für wünschbar hält.

ro Zur Teilnahme an der Versammlung ist jeder Genussscheininhaber berechtigt. Er kann sich

durch einen anderen schriftlich bevollmächtigten Genussscheininhaber vertreten lassen.

It Jeder Genussschein berechtigt zu einer Stimme. Zur Erlangung des Stimmrechts haben die

Genussscheininhaber ihre Genussscheine spätestens eine Woche vor der Versammlung bei

der Gesellschaftskasse oder bei den in der Einladung bezeichneten auswärtigen Stellen zu

hinterlegen oder sich über ihren Genussscheinbesitz in der vom Verwaltungsrat festgeleg-

ten Form auszuweisen.
tz Die Versammlung wird vom Verwaltungsrat unter Bekanntmachung der Tagesordnung

durch zweimalige Anzeige in den Publikationsorganen der Gesellschaft einberufen. Die

zweite Einberufungsanzeige hat spätestens 20 Tage vor dem Versammlungstermin zu erfol-
gen.

Den Vorsitz führt der Präsident, der Vizepräsident oder ein anderes Mitglied des Verwal-

tungsrates. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Sekretär zu unterschreiben.

Beantragte neue Fassung

4 Das Bezugsrecht der Genussscheininhaber richtet sich nach den Bestimmungen von 5 5.

s Die Genussscheine sind an die von der Generalversammlung genehmigte Bilanz und die

Erfolgsrechnung und an die von der Generalversammlung beschlossene Gewinnverteilung

gebunden.
0 Sämtliche die Genussscheine betreffenden Mitteilungen der Gesellschaft erfolgen durch

zweimalige Bekanntmachung in den Publikationsorganen der Gesellschaft.
z Die Gesellschaft ist jederzeit berechtigt, alle Genussscheine, oder auch nur einen Teil davon,

ohne Zustimmung ihrer lnhaber gegen Aktien oder Partizipationsscheine umzutauschen.

Erfolgt der Umtausch gegen Aktien, so solljede solche Aktie am Bilanzgewìnn und am Liqui-

dationserlös gleich einer der Aktien Nr. 1 bis 160 000 000 beteiligt sein. Beim Umtausch

gegen Partizipationsscheine entfallen auf jeden Genussschein Partizipationsscheine mit

einem Gesamtnennwert, der dem Nennwert einer der Aktien Nr. I bis 160 000 000 ent-

spricht. Wird nur ein Teil der Genussscheine umgetauscht, so erfolgt die Auswahl durch das

Los.

I Die zum Umtausch bestimmten Genussscheine werden einmal in den Publikationsorganen

der Gesellschaft aufgerufen. Die Generalversammlung bestimmt den Zeitpunkt, an welchem

die Rechte der zum Umtausch aufgeforderten Genussscheine erlöschen und an deren Stelle

die Rechte der neuen Aktien oder Partizipationsscheine treten.
e Versammlungen der Genussscheininhaber werden einberufen, sooft der Verwaltungsrat

dies für wrlnschbar hält.
ro ZurTeilnahme an derVersammlung ist jeder Genussscheininhaber berechtigt. Er kann sich

durch ernen anderen schriftlich bevollmächtigten Genussscheininhaber vertreten lassen.

rr Jeder Genussschein berechtigt zu einer Stimme. Zur Erlangung des Stimmrechts haben die

Genussscheininhaber ihre Genussscheine spätestens eine Woche vor der Versammlung bei

der Gesellschaftskasse oder bei den in der Einladung bezeichneten auswärt¡gen Stellen zu

hinterlegen oder sich über ihren Genussscheinbesitz ìn der vom Verwaltungsrat festgeleg-

ten Form auszuweisen.
tz Die Versammlung wird vom Verwaltungsrat unter Bekanntmachung der Tagesordnung

durch zweimalige Anzeige in den Publikationsorganen der Gesellschaft einberufen. Die

zweite Einberufungsanzeige hat spätestens 20 Tage vor dem Versammlungstermin zu erfol-

gen.

Den Vorsitz führt der Präsident, der Vizepräsident oder ein anderes Mitglied des Verwal-

tungsrates. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Sekretär zu unterschreiben.
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Bisherige Fassung

r3 Die Versammlung der Genussscheininhaber ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte
der ausgegebenen Genussscheine anwesend oder vertreten ist. Sie fasst ihre Beschlüsse
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen, die zugleich die absolute
Mehrheit aller vertretenen Stimmen einzuschliessen hat. 5 4 Abs. 1 5 bleibt vorbehalten.

r+ lst in einer Versammlung der Genussscheininhaber nicht die genügende Anzahl von
Genussscheinen vertreten, so ist eine zweite Versammlung einzuberufen, welche dann
ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen Genussscheine mit der absoluten Mehrheit der
vertretenen Stimmen beschliessen kann" Die Einladung zu dieser zweiten Versammlung der
Genussscheininhaber kann gleichze¡tig mit derjenigen zur ersten Versammlung erfolgen,
und die Versammlung kann unmittelbar nach der ersten Versammlung abgehalten werden.
5 4 Abs. 15 bleìbt vorbehalten.

ts Die Versammlung der Genussscheininhaber kann für alle Genussscheine verbindlich irgend-
welche Anderungen in den statutarischen Rechten der Genussscheine beschliessen, jedoch

bedarf in allen Fällen ein Beschluss über den Verzicht auf einzelne oder alle Rechte aus den
Genussscheinen der Zustimmung der Inhaber der Mehrheit aller im Umlauf befindlichen
Genussscheine.

t0 Sämtliche BeschlÜsse der Versammlung der Genussscheininhaber unterliegen der Geneh-
migung durch die Generalversammlung der Aktionäre.

5 4bis
t Die Generalversammlung kann ein Partizipationskapital schaffen sowie dasselbe erhöhen

oder den Verwaltungsrat zu entsprechenden Beschlùssen ermächtigen. Die Partizipations-
scheine lauten auf den lnhaber und haben einen Nennwert. Die Ausgabebedingungen wer-
den vom Verwaltungsrat festgelegt.

2 Ausserdem kann die Gesellschaft jederzeit Genussscheine in Partizipationsscheine gemäss

den Bestimmungen von 5 4 Abs. 7 umtauschen lassen.
s Die Partizipationsscheìne gewähren im Verhältnìs ihres Nennwerts zu demjenigen der

Aktien den gleichen Anspruch auf Anteil am Bilanzgewinn und am Liquidationsergebnis,
wie er den Aktien zusteht. Die Partizipationsscheine gewähren kein Stimmrecht und keine
mit diesem zusammenhängenden Rechte.

+ Das Bezugsrecht der Partizipanten richtet sich nach den Bestimmungen von 5 b.

Beantragte neue Fassung

13 Die Versammlung der Genussscheininhaber ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte
der ausgegebenen Genussscheine anwesend oder vertreten ist. Sie fasst ihre Beschlüsse

mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen, die zugleich die absolute

Mehrheit aller vertretenen Stimmen einzuschliessen hat. 5 4 Abs. l5 bleibt vorbehalten.
r¿ lst in einer Versammlung der Genussscheininhaber nicht die genügende Anzahl von

Genussscheinen vertreten, so ist eine zweite Versammlung einzuberufen, welche dann

ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen Genussscheine mit der absoluten Mehrheit der

vertretenen Stimmen beschliessen kann. Die Einladung zu dieser zweiten Versammlung der

Genussscheininhaber kann gleichzeitig mit derjenigen zur ersten Versammlung erfolgen,

und die Versammlung kann unmittelbar nach der ersten Versammlung abgehalten werden.

5 4 Abs. 15 bleibt vorbehalten.
r5 Die Versammlung der Genussscheininhaber kann für alle Genussscheine verbindlich irgend-

welche Anderungen in den statutarischen Rechten der Genussscheine beschliessen, jedoch

bedarf in allen Fällen ein Beschluss ùber den Verzicht auf einzelne oder alle Rechte aus den

Genussscheinen der Zustimmung der lnhaber der Mehrheit aller im Umlauf befindlichen

Genussscheine.
ro Sämtliche Beschlüsse der Versammlung der Genussscheininhaber unterliegen der Geneh-

migung durch die Generalversammlung der Aktionäre.

5 4bis
t Die Generalversammlung kann ein Partizipationskapital schaffen sowie dasselbe erhöhen

oder den Verwaltungsrat zu entsprechenden Beschlüssen ermächtigen. Die Partizipations-

scheine lauten auf den lnhaber und haben einen Nennwert. Die Ausgabebedingungen wer-
den vom Verwaltun gsrat festgelegt.

z Ausserdem kann die Gesellschaft jederzeit Genussscheine in Partizipationsscheine gemäss

den Bestimmungen von 5 4 Abs. 7 umtauschen lassen.
g Die Partizipationsscheine gewähren im Verhältnis ihres Nennwerts zu demjenigen der

Aktien den gleichen Anspruch auf Anteil am Bilanzgewinn und am Liquidationsergebnis,

wie er den Aktien zusteht. Die Partizipationsscheine gewähren kein Stimmrecht und keìne

mit diesem zusammenhängenden Rechte.
4 Das Bezugsrecht der Partizipanten richtet sich nach den Bestimmungen von 5 5.

I
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Bisherige Fassung

Sämtliche Beschlüsse der Generalversammlung, wie insbesondere über die Genehmigung
der Bilanz und der Erfolgsrechnung sowie die Verwendung des Bilanzgewinnes, sind für die
Partizipanten verbindlich, sofern ihr Anspruch auf vermögensrechtliche Gleichstellung mit
den Aktionären gewahrt ist.

Die Einberufung der Generalversammlung samt den Verhandlungsgegenständen und
Anträgen ist den Partizipanten mindestens 20 Tage vor dem Versammlungstag durch Ver-
öffentlichung im Schweizerischen Handelsamtsblatt bekanntzugeben. ln der Bekanntgabe
ist darauf hinzuweisen, dass die von der Generalversammlung gefassten Beschlüsse nach
der Generalversammlung am Sitz der Gesellschaft zur Einsicht der Partizipanten aufgelegt
werden.

s5
Bei Emissionen neuer Beteiligungspapiere ist das Bezugsrecht der Aktionäre, Genussschein-
inhaber und Partizipanten wie folgt geregelt:

al Wird erstmals ein Partizipationskapital geschaffen, so steht den Aktionären und Genuss-
scheininhabern das Bezugsrecht im Verhältnis ihres bisherigen, zahlenmässigen Titelbes¡t-
ZCS ZU.

bJ Wird nur das Aktienkapital erhöht, so haben alle Titelkategorien ein verhältnismässiges
Bezugsrecht.

cJ Wird nur das Partizipationskapital oder nur die Zahl der Genussscheine erhöht, so haben
alle Titelkategorien ein verhältnismässiges Bezugsrecht.

dl Werden das Aktienkapital und das Partizipationskapital gleichzeitig und im gleichen Verhält-
nis erhöht, so bezieht sich das Bezugsrecht der Aktionäre ausschlìesslich auf Aktien und
dasjenige der Genussscheininhaber und Partizipanten ausschliesslich auf Partizipations-
scheine.

e) Vorbehalten bleibt der Ausschluss des Bezugsrechts aus wichtigen Gründen. Als wichtiger
Grund gilt insbesondere auch der Umtausch von Genussscheinen gegen Aktien oder Parti-
zipationsschein e.

Beantragte neue Fassung

s Sämtliche Beschlüsse der Generalversammlung, wie insbesondere über die Genehmigung
der Bilanz und der Erfolgsrechnung sowie die Verwendung des Bilanzgewinnes, sind ftlr die
Partizipanten verbindlich, sofern ihr Anspruch auf vermögensrechtliche Gleichstellung mit
den Aktionären gewahrt ist.

0 Die Einberufung der Generalversammlung samt den Verhandlungsgegenständen und
Anträgen ist den Partizipanten m¡ndestens 20 Tage vor dem Versammlungstag durch Ver-
öffentlichung im Schweìzerischen Handelsamtsblatt bekanntzugeben. ln der Bekanntgabe
ist darauf hinzuweisen, dass die von der Generalversammlung gefassten Beschlüsse nach
der Generalversammlung am Sitz der Gesellschaft zur Einsicht der Pariizipanten aufgelegt
werden.

sb
Bei Emissionen neueT Beteiligungspapiere ist das Bezugsrecht der Aktionäre, Genussschein-
inhaber und Partizipanten wie folgt geregelt:

a) Wird erstmals ein Partizipationskapital geschaffen, so steht den Aktionären und Genuss-
scheininhabern das Bezugsrecht im Verhältnis ihres bisherigen, zahlenmässigen Titelbesit-
zes zu.

b) Wird nur das Aktienkapital erhöht, so haben alle Titelkategorien ein verhältnismässiges
Bezugsrecht.

c) Wird nur das Partizipationskapital oder nur die Zahl der Genussscheine erhöht, so haben

alle Titelkategorien ein verhältnismässiges Bezugsrecht.

dJ Werden das Aktienkapital und das Partizipationskapital gleichzeitig und im gleichen Verhält-
nis erhöht, so bezieht sich das Bezugsrecht der Aktionäre ausschliesslich auf Aktien und
dasjenige der Genussscheininhaber und Partizipanten ausschliesslich auf Partizipations-
scheine.

eJ Vorbehalten bleibt der Ausschluss des Bezugsrechts aus wichtigen Gründen. Als wichtiger
Grund gilt insbesondere auch der Umtausch von Genussscheinen gegen Aktien oder Parti-
zipationsschei ne.

10
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Bisherige Fassung

s6
I Die Gesellschaft gibt ihre Aktien, Genussscheine und Partizipationsscheine in Form von

Einzelurkunden oder Globalurkunden aus. Der Gesellschaft steht es frei, ihre in einer die-
ser Formen ausgegebenen Aktien, Genussscheine und Partizipationsscheine jederzeit und

ohne Zustimmung der jeweiligen Aktionäre, Genussscheininhaber bzw. Partizipanten in eine

andere Form umzuwandeln. Sie trägt dafür die Kosten.
z Aktionäre, Genussscheininhaber und Partizipanten können jederzeit die Auslieferung von

Einzelurkunden für die ihnen ausgegebenen Aktien, Genussscheine und Partizipations-

scheine verlangen" Sie tragen dafür die Kosten.
e Von der Gesellschaft als Einzelurkunden oder Globalurkunden ausgegebene Aktien,

Genussscheine und Partizipationsscheine werden von zwei Mitgliedern des Verwaltungs-

rates unterzeichnet; Faksimile-Unterschriften genügen.
¿ Bucheffekten, denen Aktien, Genussscheine oder Partizipationsscheine der Gesellschaft

zugrunde liegen, können nicht durch Zession übertragen werden. An diesen Bucheffekten

können auch keine Sicherheiten durch Zession bestellt werden.

s7
Dividenden und Gewinnanteile, die fünf Jahre nach Verfall nicht bezogen sind, fallen den freien

Reserven zu.

SB

Die Gesellschaft ist berechtigt, Obligationen auszugeben.

lll. Organe der Gesellschaft

59

Die Organe der Gesellschaft sind

a) dìeGeneralversammlung

bJ der Verwaltungsrat

c) die Revisionsstelle

Beantragte neue Fassung

s6
I Die Gesellschaft gibt ihre Aktien, Genussscheine und Partizipationsscheine in Form von

Einzelurkunden oder Globalurkunden aus. Der Gesellschaft steht es frei, ihre in einer die-

ser Formen ausgegebenen Aktien, Genussscheine und Partizipationsscheine jederzeit und

ohne Zustimmung der jeweiligen Aktionäre, Genussscheininhaber bzw. Partizipanten in eìne

andere Form umzuwandeln. Sie trägt dafür die Kosten.
z Aktionäre, Genussscheininhaber und Partizipanten können jederzeit die Auslieferung von

Einzelurkunden für die ihnen ausgegebenen Aktien, Genussscheine und Partizipations-

scheine verlangen. Sie tragen dafür die Kosten.
3 Von der Gesellschaft als Einzelurkunden oder Globalurkunden ausgegebene Aktien,

Genussscheine und Partizipationsscheine werden von zwei Mitgliedern des Verwaltungs-

rates unterzeichnet; Faksimile-Unterschriften genügen.
¿ Bucheffekten, denen Aktien, Genussscheine oder Partizipationsscheine der Gesellschaft

zugrunde liegen, können nicht durch Zession übertragen werden. An diesen Bucheffekten

können auch keine Sicherheiten durch Zession bestellt werden.

57
Dividenden und Gewinnanteile, die fünf Jahre nach Verfall nicht bezogen sind, fallen den freien

Reserven zu.

s8
Die Gesellschaft ist berechtigt, 0blìgationen auszugeben

lll. Organe der Gesellschaft

59
Die 0rgane der Gesellschaft sind

a) die Generalversammlung

b) der Verwaltungsrat

c) die Revisionsstelle
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Bisherige Fassung

A. Die Generalversammlung

s 10

Die Generalversammlung wird vom Verwaltungsrat unter Bekanntmachung der Verhand-
lungsgegenstände und der Anträge des Verwaltungsrates und von Aktionären durch zwei-
malige Anzeige in den Publikationsorganen der Gesellschaft einberufen, Die erste Veröf-
fentlichung hat spätestens 20 Tage vor dem Generalversammlungstag zu erfolgen.
Aktionäre, die Aktien im Nennwerte von mindestens cHF I 000 000.- vertreten, können bis
spätestens 28 Tage vor dem Versammlungstag die Traktandierung von Verhandlungsgegen-
ständen verlangen. Das Begehren hat schriftlich und unter genauer Angabe der Verhand-
lungsgegenstände und der Anträge zu erfolgen.
Über Verhandlungsgegenstände, die in der Einberufung nicht gehörig angekündigt worden
sind, können keine Beschlüsse gefasst werden, ausser über den Antrag auf Einberufung
einer ausserordentlichen Generalversammlung oder auf Durchführung einer Sonder-
prüfung.

Spätestens 20Tage vor der ordentlìchen Generalversammlung sind der Geschäftsberìcht
und der Revisionsbericht zur Einsichr der Aktionäre und der Partizipanten am Gesellschafts-
sitz aufzulegen; in der Einberufung zur Generalversammlung ist auf diese Auflegung hinzu_
weisen.

511

t Die Generalversammlungen finden an einem vom Verwaltungsrat jeweilen zu bezeichnen-
den 0rte statt.

z Der Präsident des Verwaltungsrates oder der Vizepräsident oder in deren Verhinderung ein
anderes vom Verwaltungsrat zu bezeichnendes Mitglied desselben führt den Vorsitz und
ernennt einen Sekretär und einen ocer mehrere Stimmenzähler.g Die Verhandlungen und Beschlüsse der Generalversammlungen werden durch protokolle

beurkundet, welche von dem Vorsitzenden, dem Sekretär und den Stimmenzählern zu
unterzeichnen sind und durch diese Unterzeichnung als genehmigt gelten.

Beantragte neue Fassung

A. Die Generalversammlung

s10
I Die Generalversammlung w¡rd vom Verwaltungsrat unter Bekanntmachung der Verhand-

lungsgegenstände und der Anträge des Verwaltungsrates und von Akt¡onären durch zwei-
malige Anzeige in den Publikationsorganen der Gesellschaft einberufen. Die erste Veröf-
fentlichung hat spätestens 20 Tage vor dem Generalversammlungstag zu erfolgen.

z Aktionäre, die Aktien im Nennwerte von mindestens CHF 1 000 000.- vertreten, können bis
spätestens 2B Tage vor dem Versammlungstag die Traktandierung von Verhandlungsgegen-
ständen verlangen. Das Begehren hat schriftlich und unter genauer Angabe der Verhand-
lungsgegenstände und der Anträge zu erfolgen.

s Über Verhandlungsgegenstände, die in der Einberufung nicht gehörig angekündigt worden
sind, können keine Beschlüsse gefasst werden, ausser über den Antrag auf Einberufung
einer ausserordentlichen Generalversammlung oder auf Durchführung einer Sonder-
prüfung.

a Spätestens 20 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung sind der Geschäftsbericht
und der Revisionsbericht zur Einsicht der Aktionäre und der Partizipanten am Gesellschafts-
sitz aufzulegen; in der Einberufung zur Generalversammlung ist auf diese Auflegung hinzu-
weisen.

5 r1

r Die Generalversammlungen fìnden an einem vom Verwaltungsrat jeweilen zu bezeichnen-
den Orte statt.

z Der Präsident des Verwaltungsrates oder der Vizepräsident oder in deren Verhinderung ein
anderes vom Verwaltungsrat zu bezeichnendes Mitglied desselben führt den Vorsitz und
ernennt e¡nen Sekretär und einen oder mehrere Stimmenzähler.

s Die Verhandlungen und Beschlüsse der Generalversammlungen werden durch Protokolle
beurkundet, welche von dem Vorsitzenden, dem Sekretär und den Stimmenzählern zu
unterzeichnen sind und durch diese Unterzeichnung als genehmigt gelten.

4
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Bisherige Fassung

512
I Die Aktionäre, welche an der Generalversammlung teilnehmen wollen, haben spätestens

fünfTage vor dem Versammlungstag ihre als Urkunden ausgegebenen Aktien an den vom
Verwaltungsrat zu bezeichnenden Stellen zu deponieren oder ihren Berechtlgungsnachweis
auf eine andere vom Verwaltungsrat angeordnete Art zu erbringen. Hierauf erhalten sie
Zutrittskarten, welche auf den Namen lauten.

2 Aktionäre können sich an der Generalversammlung vertreten lassen. Die Organstimm-
rechts- und Depotstimmrechtsvertretung ist ausgeschlossen.

s Über die Anerkennung der Vollmachten entscheidet der Vorsitzende der Generalversamm-
lung.

513
I Die Generalversammlung ist beschlussfähig, gleichviel welches die Zahl der anwesenden

Aktionäre und der vertretenen Aktien ist.
z ln der Generalversammlung berechtigt jede Aktie zu einer Stimme.

514
I Der Generalversammlung sind folgende Geschäfte vorbehalten:

a) Festsetzung und Änderung der Statuten;
bJ Entgegennahme von Bericht und Antrag der Revisionsstelle;
c) Genehmigung des Jahresberichtes, der Jahresrechnung und der Konzernrechnung

d) Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrates;
eJ Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes, insbesondere Fest-

setzung der Dividende;

Ð Genehmigung der Vergütungen des Verwaltungsrates;
gJ Genehmigung derVergütungen der- Konzernleitung;
h) Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates;

i) Wahl der Präsidentin oder des Präsidenten des Verwaltungsrates;
jl Wahl der Mitglieder des Entschädigungsausschusses;

k) Wahl des unabhängigen Stimmrechtsvertreters;
l) Wahl der Revisionsstelle;

mJ Beschlussfassung über die Liquida.ion und deren Ergebnis.
2 Ausser den dem Entscheid der Generalversammlung ausdrücklich vorbehaltenen Geschäf-

ten fasst sie Beschlüsse über alle Angelegenheiten der Gesellschaft, welche der Verwal-
tungsrat ihr zum Entscheid vorzulegen sich veranlasst findet oder die gemäss gesetzlichen
Vorschriften an sie gebracht werden.

Beantragte neue Fassung

s 12

1 Die Aktionäre, welche an der Generalversammlung teilnehmen wollen, haben spätestens
fünfTage vor dem Versammlungstag ihre als Urkunden ausgegebenen Aktien an den vom
Verwaltungsrat zu bezeichnenden Stellen zu deponieren oder ihren Berechtigungsnachweis
auf eine andere vom Verwaltungsrat angeordnete Art zu erbringen. Hierauf erhalten sìe
Zutrittskarten, welche auf den Namen lauten.

z Aktionäre können sich an der Generalversammlung vertreten lassen. Die Organstimm-
rechts- und Depotstimmrechtsvertretung ist ausgeschlossen.

s Über die Anerkennung der Vollmachten entscheidet der Vorsitzende der Generalversamm-
lung.

513
t Die Generalversammlung ist beschlussfähig, gleichviel welches dieZahl der anwesenden

Aktionäre und der vertretenen Aktien ist
2 ln der Generalversammlung berechtigt jede Aktie zu einer Stimme.

s 14

1 Der Generalversammlung sind folgende Geschäfte vorbehalten:

al Festsetzung und Anderung der Statuten;

bJ Entgegennahme von Bericht und Antrag der Revisionsstelle;

cJ Genehmigung des fuLageberichtes [unter Vorbehalt von Artikel 961d des schwei-
zerischen Obligationenrechtes), derJahresrechnung und der Konzernrechnung;

d) Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrates;

eJ Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes, insbesondere Fest-
setzung der Dividende;

Ð Genehmigung der Vergütungen des Verwaltungsrates;
gJ Genehmigung der Vergütungen der Konzernleitung;

h) Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates;

iJ Wahl der Präsidentin oder des Präsidenten des Verwaltungsrates;
j) Wa h I der M itg I ieder des ËntsettädçrungVe rg ütu n gsa ussch usses ;

kl Wahl des unabhängigen Stimmrechtsvertreters;
l) Wahl der Revisionsstelle;

mJ Beschlussfassung ùber die Liquidation und deren Ergebnis.
2 Ausser den dem Entscheid der Generalversammlung ausdrücklich vorbehaltenen Geschäf-

ten fasst sie Beschlüsse über alle Angelegenheiten der Gesellschaft, welche der Verwal-
tungsrat ihr zum Entscheid vorzulegen sich veranlasst findet oder die gemäss gesetzlichen
Vorschriften an sie gebracht werden.
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Bisherige Fassung

s15
t Die Abstimmungen in der Generalversammlung erfolgen in der Regel offen, jedoch mittels

St¡mmzettel, wenn der Vorsitzende solches anordnet oder die Generalversammlung selbst

mit Mehrheit der vertretenen Aktionäre es beschliesst. Die Abstimmung durch Stimmkarten

kann vom Vorsitzenden durch ein eleklronisches Abstimmungsverfahren ersetzt werden.
z Die Beschlüsse der Generalversammlung werden, vorbehältlich der Bestimmungen des 516,

der nachstehenden Bestimmungen, und soweit dies das Gesetz zulässt, durch die absolute

Mehrheit der vertretenen Aktienstim men gefasst.

Genehmigungen der Generalversammlung über die Vergütungen des Verwaltungsrates und

der Konzernleitung sowie die Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes,

insbesondere über die Festsetzung der Dividende, werden von der Generalversammlung

durch die absolute Mehrheit der abgegebenen Aktienstimmen vorgenommen, wobei Ent-

haltungen fur diese Abstimmungen nicht als abgegebene Aktienstimmen gelten.

s Die Wahlen erfolgen mittels Stimmzettel oder auf Anordnung des Vorsitzenden mittels

elektronischen Wahlverfahrens. Mit Genehmigung der Versammlung kann auch eine offene

Abstimmung stattfinden.
¿ Wahlen werden durch die absolute Mehrheit der abgegebenen Aktienstimmen getroffen,

wobei Enthaltungen für diese Abstimmungen nicht als abgegebene Aktienstimmen gelten.
s Aktionäre können sich an Abstimmungen und Wahlen der Generalversammlung durch

elektronisches Fernabstimmen mittels Vollmachten und Weisungen an den unabhängigen

Stimmrechtsvertreter beteiligen.

5i6
Ein Beschluss der Generalversammlung, der mindestens zwei Drittel der vertretenen Stimmen

und die absolute Mehrheit der vertretenen Aktiennennwerte auf sich vereinigt, ist erforderlich

für:

1. Änderung des Gesellschaftszwecks;

2. Beseitigung von Statutenbestimmungen über die Erschwerung der Beschlussfassung in der

Generalversammlung;

3. Einführung von Stimmrechtsaktien;

4. Beschränkung der Übertragbarkeit von Namenaktien;

5. eine genehmigte oder eine bedingte Kapitalerhöhung;

6. Kapitalerhöhung aus Eigenkapital, gegen Sacheinlage oder zwecks Sachübernahme und die

Gewährung von besonderen Vor'teilen ;

Beantragte neue Fassung

s15
I Die Abstimmungen in der Generalversammlung erfolgen in der Regel offen, jedoch mittels

Stimmzettel, wenn der Vorsitzende solches anordnet oder die Generalversammlung selbst

mit Mehrheit der vertretenen Aktionäre es beschliesst. Die Abstimmung durch Stimmkarten

kann vom Vorsitzenden durch ein elektronisches Abstimmungsverfahren ersetzt werden.
z Die BeschlÜsse der Generalversammlung werden, vorbehältlich der Bestimmungen des 516,

der nachstehenden Bestimmungen, und soweit dies das Gesetz zulässt, durch die absolute

Mehrheit der vertretenen Aktienstimmen gefasst.

Genehmigungen der Generalversammlung über die Vergütungen des Verwaltungsrates und

der Konzernleitung sowie die Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes,

insbesondere über die Festsetzung der Dividende, werden von der Generalversammlung

durch die absolute Mehrheit der abgegebenen Aktienstimmen vorgenommen, wobei Ent-

haltungen für diese Abstimmungen nicht als abgegebene Aktienstimmen gelten.
a Die Wahlen erfolgen mittels Stimmzettel oder auf Anordnung des Vorsitzenden mittels

elektronischen Wahlverfahrens. Mit Genehmigung der Versammlung kann auch eine offene

Abstimmung stattfinden.
+ Wahlen werden durch die absolute Mehrheit der abgegebenen Aktienstimmen getroffen,

wobei Enthaltungen für diese Abstimmungen nicht als abgegebene Aktienstimmen gelten.
s Aktionäre können sich an Abstimmungen und Wahlen der Generalversammlung durch

elektronisches Fernabstimmen mittels Vollmachten und Weisungen an den unabhängigen

Stimmrechtsvertreter beteili gen.

s 16

Ein Beschluss der Generalversammlung, der mindestens zwei Drittel der vertretenen Stimmen

und die absolute Mehrheit der vertretenen Aktiennennwerte auf sich vereinigt, ist erforderlich

für:

1. Anderung des Gesellschaftszwecks;

2. Beseitigung von Statutenbestimmungen über die Erschwerung der Beschlussfassung in der

Generalversammlung;

3. Einführung von Stimmrechtsaktien;

4. Beschränkung der Übertragbarkeitvon Namenaktien;

5. eine genehmigte oder eine bedingte Kapitalerhöhung;

6. Kapitalerhöhung aus Eigenkapital, gegen Sacheinlage oder zwecks Sachübernahme und die

Gewährung von besonderen Vorteilen ;
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Bisherige Fassung

7. Eìnschränkung oder Aufhebung des Bezugsrechts;

B. Verlegung des Sitzes der Gesellschaft;

9. Auflösung der Gesellschaft ohne Liquidation.

s17
I Die ordentliche Generalversammlung ist jedes Jahr spätestens am 30. Juni abzuhalten.
2 Ausserordentliche Generalversammlungen finden statt, wenn der Verwaltungsrat oder die

Revisionsstelle es für notwendig erachten. Ausserdem müssen ausserordentliche General-

versammlungen einberufen werden euf Beschluss einer Generalversammlung oder wenn

es ein oder mehrere Aktionäre, die zusammen sich über den Besitz des zehnten Teils des

Aktienkapitals ausweisen, schriftlich unter Anführung der Verhandlungsgegenstände und

der Anträge verlangen.

B. Der Verwaltungsrat

518
I Der Verwaltungsrat besteht aus mindestens sieben Mitgliedern. Der Präsident des

Verwaltungsrates kann sein Amt ìn Teil- oderVollzeit erfüllen und wird gemäss Beschluss

des Entschädigungsausschusses und entsprechend der Genehmigung durch die General-

versammlung entschädigt.
z Der Verwaltungsrat, der Präsident des Verwaltungsrates sowie die Mitglieder des Entschä-

digungsausschusses werden von der Generalversammlung ftir die Dauer von einem Jahr

gewählt, wobei unter einem Jahr die Zeit von einer ordentlichen Generalversammlung bìs

zum Abschluss der nächsten zu verstehen ist. Wiederwahl ist möglich.

s Beim Fehlen bzw. bei entstehender Vakanz des Verwaltungsratspräsidenten übernimmt der

Vizepräsident (bei zwei gewählten Vizepräsidenten der AmtsältereJ das Präsidium für die

Dauer bis zur nächsten ordentlichen Generalversammlung.

Entstehende Vakanzen bei Mitgliedern des Entschädigungsausschusses kann der Verwal-

tungsrat für die Dauer bis zur nächsten ordentlichen Generalversammlung entweder aus

seinen Mitgliedern ergänzen oder offen lassen.

4 Sinkt dieZahl der Mitglieder im Verwaltungsrat unter drei, so muss behufs Ergänzung des

Verwaltungsrates eine ausserordentliche Generalversammlung einberufen werden.

Beantragte neue Fassung

7. Einschränkung oder Aufhebung des Bezugsrechts;

8. Verlegung des Sitzes der Gesellschaft;

9. Auflösung der Gesellschaft ohne Liquidation.

s i7
I Die ordentliche Generalversammlung ist jedes Jahr spätestens am 30. Juni abzuhalten.
z Ausserordentliche Generalversammlungen finden statt, wenn der Verwaltungsrat oder die

Revisionsstelle es fÜr notwendig erachten. Ausserdem müssen ausserordentliche General-

versammlungen einberufen werden auf Beschluss einer Generalversammlung oder wenn

es ein oder mehrere Aktionäre, die zusammen sich über den Besitz des zehnten Teils des

Aktienkapitals ausweisen, schriftlìch unter Anführung der Verhandlungsgegenstände und

der Anträge verlangen.

B. Der Verwaltungsrat

518
1 Der Verwaltungsrat besteht aus mindestens sieben Mitgliedern. Der Präsident des

Verwaltungsrates kann sein Amt in Teiì- oder Vollzeit erfüllen und wird gemäss Beschluss

des EntseffiigrungVergütungsausschusses und entsprechend der Genehmigung durch die

Generalversammlung entschädigt.
2 Der Verwaltungsrat, der Präsident des Verwaltungsrates sowie die Mìtglieder des L-ntse#

dig*ngVergütungsausschusses werden von der Generalversammlung für die Dauer von

einem Jahr gewählt, wobei unter einem Jahr dieZeil von einer ordentlichen Generalver-

sammlung bis zum Abschluss der nächsten zu verstehen ist. Wiederwahl ist möglich.
s Beim Fehlen bzw. bei entstehender Vakanz des Verwaìtungsratspräsidenten Llbernimmt der

Vìzepräsident (bei zwei gewählten Vizepräsidenten der Amtsältere) das Präsidium fúr die

Dauer bis zur nächsten ordentlichen Generalversammlung.

Entstehende Vakanzen bei Mitgliedern des ffiig,ungrVergütungsausschusses kann

der Verwaltungsrat für die Dauer bis zur nächsten ordentlichen Generalversammlung ent-

weder aus seinen Mitgliedern ergänzen oder offen lassen.

+ Sinkt die Zahl der lVlitglieder im Verwaltungsrat unter drei, so muss behufs Ergänzung des

Verwaltungsrates eine ausserordentliche Generalversammlung einberufen werden.
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Bisherige Fassung

sl9
I Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte einen oder zwei Vizepräsidenten.
z Der Sekretär wird vom Verwaltungsrat gewählt und braucht nicht Mitglied desselben zu

sein.

520
I Der Verwaltungsrat versammelt sich, sooft es dle Geschäfte erfordern; ausserdem jeweilen

auf das schriftliche Verlangen eines seiner Mitglieder.
z Die Zusammenberufung des Verwaltungsrates erfolgt durch ein Mitglied des Präsidiums

(Präsident oder VizepräsidentJ.
s Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Verwaltungsrates wird Protokoll geführt.

Dasselbe wird vom Vorsitzenden und vom Sekretär unterzeichnet.
¿ Zur Beschlussfähigkeit des Verwaltungsrates ist die Anwesenheit der Hälfte seiner Mitglie-

der notwendig.
s Beschlussfassungen auf dem Zirkulaiionswege sind zulässig, insofern nicht ein Mitglied

mündliche Beratung verlangt.
0 Die Beschlüsse des Verwaltungsrates werden mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen

Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit zählt die Stimme des Vorsitzenden doppelt.

521
I Der Verwaltungsrat ist das Organ für die Oberleitung der Gesellschaft und die Ùberwa-

chung der Geschäftsführung. Er entscheidet über alle Angelegenheìten, die nicht durch

Gesetz, Statuten oder Reglement einem andern 0rgan der Gesellschaft vorbehalten oder

übertragen sind.

z Der Verwaltungsrat hat folgende unübertragbare und unentziehbare Aufgaben:

a) Oberleitung der Gesellschaft und Ërteilung der nötigen Weisungen;

b) Festlegung der 0rganisation;

cJ Ausgestaltung des Rechnungswesens, der Finanzkontrolle sowie der Finanzplanung;

d) Ernennung und Abberufung der mit der GeschäftsfLihrung und der Vertretung der
Gesellschaft betrauten Personen;

e) Oberaufsjcht über die mit der Geschäftsführung betrauten Personen, auch im Hinblick

auf die Befolgung der Gesetze, Statuten, Reglemente und Weisungen;

fJ Erstellung des Geschäftsberichtes und des Entschädigungsberichtes sowie Vorberei-
tung der Generalversammlung und Ausführung ihrer Beschlüsse;

gJ Benachrichtigung des Richters im Falle der Überschuldung.

Beantragte neue Fassung

s 19

I Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte einen oder zwei Vizepräsidenten.
z Der Sekretär wird vom Verwaltungsrat gewählt und braucht nicht Mitglied desselben zu

sein.

520
t Der Verwaltungsrat versammelt sich, sooft es die Geschäfte erfordern, ausserdem jeweilen

auf das schriftliche Verlangen eines seiner Mìtglieder.
z Die Zusammenberufung des Verwaltungsrates erfolgt durch ein Mitglied des Präsìdiums

[Präsident oder Vizepräsident).
s Über die Verhandlungen und Beschlusse des Verwaltungsrates wird Protokoll geführt.

Dasselbe wird vom Vorsitzenden und vom Sekretär unterzeichnet.
¿ Zur Beschlussfähigkeit des Verwaltungsrates ist die Anwesenheit der Hälfte seiner Mìtglie-

der notwendig.
s Beschlussfassungen auf dem Zirkulationswege sind zulässig, insofern nicht ein Mitglied

mündliche Beratung verlangt.
0 Die Beschlüsse des Verwaltungsrates werden mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen

Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit zählt die Stimme des Vorsitzenden doppelt.

521

t Der Verwaltungsrat ist das 0rgan für die Oberleitung der Gesellschaft und die Überwa-

chung der Geschäftsführung. Er entscheidet uber alle Angelegenheiten, die nicht durch

Gesetz, Statuten oder Reglement einem andern 0rgan der Gesellschaft vorbehalten oder

übertragen sind.
z Der Verwaltungsrat hat folgende unübertragbare und unentziehbare Aufgaben:

aJ 0berleitung der Gesellschaft und Erteilung der nötigen Weisungen;

bJ Festlegung der Organisation;

c) Ausgestaltung des Rechnungswesens, der Finanzkontrolle sowie der Finanzplanung;

d) Ernennung und Abberufung der mit der Geschäftsführung und der Vertretung der

Gesellschaft betrauten Personen ;

eJ Oberaufsicht über die mit der Geschäftsführung betrauten Personen, auch im Hinblick

auf die Befolgung der Gesetze, Statuten, Reglemente und Weisungen;

f) Erstellung des Geschäftsberichtes und des fffsenaA+Wff'gvergütungsberichtes sowie

Vorbereitung der Generalversammlung und Ausführung ihrer Beschlüsse;

g) Benachrichtigung des Richters im Falìe der Úberschuldung.

I
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Bisherige Fassung

522
I Der Verwaltungsrat kann die Vorbereitung und Ausfùhrung seiner Beschlüsse oder die

Überwachung von Geschäften, Ausschüssen oder einzelnen M¡tgliedern zuweisen. Er sorgt
fÜr eine angemessene Berìchterstattung an seine Mitglieder.

z Der Verwaltungsrat kann die Geschâftsführung oder einzelne Teile derselben an eine oder
mehrere natürliche Personen, Mitglieder des Verwaltungsrates oder Dritte, d¡e nicht Aktio-
näre sein müssen, Übertragen. Er kann insbesondere als Organ der Geschäftsführung eine
aus mehreren Mitgliedern bestehende Konzernleitung bestellen.
Die Gesellschaft oder von ihr kontrollierte Gesellschaften können mit Mitgliedern des
Verwaltungsrates unbefristete oder befristete Verträge über die Vergütung abschliessen.
Die Dauer und Beendigung richten sich nach Amtsdauer und Gesetz.
Die Gesellschaft oder von ihr kontrollierte Gesellschaften können mit l\4itgliedern der Kon-
zernleitung unbefristete oder befristete Arbeitsverträge abschliessen. Befristete Arbeits-
verträge haben eine Höchstdauervon einem Jahr; eine Erneuerung istzulässig. Unbefristete
Arbeitsverträge haben eine Kündigungsfrist von maximal zwölf Monaten.

s Soweit der Verwaltungsrat Aufgaben und Befugnisse delegiert, legt er dies in einem Orga-
nisationsreglement fest.

¿ Kein lVììtglied des Verwaltungsrates kann mehr als 15 zusätzliche Mandate wahrnehmen,
wovon nicht mehr als 5 in börsenkotierten Unternehmen.
Kein Mitglied der Konzernleitung kann mehr als 5 zusätzliche Mandate wahrnehmen. wovon
nicht mehr als I in börsenkotierten Lnternehmen.
Nicht unter diese Beschränkung fallen:

al Mandate in Unternehmen, die durch die Gesellschaft kontrolliert werden oder die Gesell-
schaft kontrollieren;

b) fVlandate, die ein Mitglied des Verwaltungsrates oder der Konzernleitung auf Anordnung
der Gesellschaft oder von ihr kontrollierten Gesellschaften wahrnimmt;

cl Mandate in Vereinen, gemeinnützigen Stiftungen, Familienstiftungen sowie Personal-
fü rsorgestiftu ngen.

Als Mandate gelten Mandate im obersten Leitungsorgan einer Rechtseinheit, die zur Eintra-
gung ins Handelsregister oder in ein entsprechendes ausländrsches Register verpflichtet ist.
Mandate in verschiedenen Rechtseinheiten, die unter einheitlicher Kontrolle oder gleicher
wirtschaftlicher Berechtigung stehen, gelten als ein Mandat.

Beantragte neue Fassung

s22
1 Der Verwaltungsrat kann die Vorbereitung und Ausführung seiner Beschlüsse oder die

Überwachung von Geschäften, Ausschüssen oder einzelnen Mitglìedern zuweisen. Er sorgt
für eine angemessene Berichterstattung an seine Mitglieder.

2 Der Verwaltungsrat kann die Geschäftsführung oder einzelne Teile derselben an eine oder

mehrere natùrliche Personen, Mitglieder des Verwaltungsrates oder Dritte, die nicht Aktio-
näre sein müssen, übertragen. Er kann insbesondere als 0rgan der Geschäftsfùhrung eine

aus mehreren Mitgliedern bestehende Konzernleitung bestellen.

Die Gesellschaft oder von ihr kontrollierte Gesellschaften können mit Mitgl¡edern des

Verwaltungsrates unbefristete oder befristete Verträge über die Vergütung abschliessen.

Die Dauer und Beendigung richten sich nach Amtsdauer und Gesetz.

Die Gesellschaft oder von ihr kontrollierte Gesellschaften können mit Mitgliedern der Kon-

zernleitung unbefristete oder befristete Arbeitsverträge abschliessen. Befristete Arbeits-
verträge haben eine Höchstdauer von einem Jahr; eine Erneuerung ist zulässig. Unbefristete

Arbeìtsverträge haben eine Kündigungsfrist von maximal zwölf Monaten.
g SoweitderVerwaltungsratAufgabenundBefugnissedelegìert, legterdiesineinem0rga-

nisationsreglement fest.
¿ Kein Mitglied des Verwaltungsrates kann mehr als 

.15 
zusätzliche Mandate wahrnehmen,

wovon nìcht mehr als 5 in börsenkotierten Unternehmen.

Kein Mitglied der Konzernleitung kann mehr als 5 zusätzliche IVlandate wahrnehmen, wovon

nicht mehr als 1 in börsenkotierten Unternehmen.

Nicht unter diese Beschränkung fallen:

aJ Mandate in Unternehmen, die durch die Gesellschaft kontrolliert werden oder die Gesell-

schaft kontrollieren;

bl Mandate, die ein Mitglied des Verwaltungsrates oder der Konzernleitung auf Anordnung

der Gesellschaft oder von ihr kontrollierten Gesellschaften wahrnimmt;

c) Mandate in Vereinen, gemeinnützigen Stiftungen, Familienstiftungen sowie Personal-

fü rsorgestiftu n ge n.

Als Mandate gelten Mandate im oberslen Leitungsorgan einer Rechtseinheit, die zur Eintra-

gung ins Handelsregister oder in ein entsprechendes ausländisches Register verpflichtet ist.

Mandate in verschiedenen Rechtseinheiten, die unter einheitlicher Kontrolle oder gleicher

wirtschaftlicher Berechtigung stehen, gelten als ein Mandat.
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Bisherige Fassung

523

Die Gesellschaft wird durch die Kollektivunterschrift von je zwei Unterschriftsberechtigten
verpflichtet.

Der Verwaltungsrat bestimmt die Art und weise, in welcher diese Zeichnung zu geschehen
hat.

s24
t Als Gegenleistung für ihre Beanspruchung sowie für ihre allgemeine Verwaltungstätigkeit

und die ihnen gesetzlich überbundenen Verantwortlichkeiten beziehen die Mitglieder des
Verwaltungsrats zu Lasten der Erfolgsrechnung eine vom Geschäftsergebnis unabhängige
Entschädigung.

z Die Gesamtsumme dieser Entschädigungen wird vom Verwaltungsrat der Generalversamm-
lung jährlich zur verbindlichen Genehmigung vorgelegt.

s Die Generalversammlung genehmlgt Cie Anträge des Verwaltungsrates in Bezug auf die
maximalen Gesamtbeträge:

aJ für Vergütungen des Verwaltungsrates [mit Ausnahme des Bonus des Verwaltungsrats-
präsidentenl fùr die Dauer bis zur nächsten ordentlichen Generalversammlung;

b) fÜr VergÜtungen der Konzernleitung (mit Ausnahme der Boni der Konzernleitungsmit-
glieder) fÜr den Zeitraum von einer ordentlichen Generalversammlung zur nächsten
ordentlichen Generalversammlung.

Der Verwaltungsrat kann der Generalversammlung Anträge in Bezug auf die maximalen
Gesamtbeträge und/oder einzelne Vergútungselemente für andere Zeitperioden und/oder
in Bezug aufZusatzbeträge für besondere Vergütungselemente sowie zusätzliche bedingte
Anträge zur Genehmigung vorlegen.

¿ Lehnt die Generalversammlung einen Antrag des Verwaltungsrates ab, muss dieser eine
ausserordentliche Generalversammlung einberufen.

s Die Gesellschaft oder von ihr kontrollierte Gesellschaften sind ermächtigt, jedem Mitglied,
das während einer Periode, für welche die Generalversammlung die Vergütung der Kon-
zernleitung bereits genehmigt hat, in die Konzernleitung eintritt oder innerhalb der Konzern-
leitung befordert wird, für diese Periode einen Zusatzbetrag auszur¡chten, wenn der bereits
genehmigte Gesamtbetrag fÜr dessen r/ergütung nicht ausreicht. Der Zusatzbetrag darfje
VergÙtungsperiode für den Chief Executive Officer 200/o und für die übrigen Funktionen in
der Konzernleitung 150/o des jeweils letzten genehmigten Gesamtbetrags der maximalen
Vergütung der Konzernleitung njcht übersteigen.

Beantragte neue Fassung

s23
I Die Gesellschaft wird durch die Kollektivunterschrift von je zwei Unterschriftsberechtigten

verpflichtet.
z Der Verwaltungsrat bestimmt die Art und Weise, in welcher diese Zeichnung zu geschehen

hat.

524
i Als Gegenleistung für ihre Beanspruchung sowie für ihre allgemeìne Verwaltungstätigkeit

und die ihnen gesetzlich überbundenen Verantwortlichkeiten beziehen die IVlitglieder des

Verwaltungsrats zu Lasten der Erfolgsrechnung eine vom Geschäftsergebnis unabhängige

¡ntseffiiWngvergütung.
z Die Gesamtsumme dieser EntsehåefgungVergütungen wird vom Verwaltungsrat der

Generalversammlung jährlich zur verbindlichen Genehmigung vorgelegt.
s Die Generalversammlung genehmigt die Anträge des Verwaltungsrates in Bezug auf die

maximalen Gesamtbeträge:

al für Vergütungen des Verwaltungsrates (mit Ausnahme des Bonus des Verwaltungsrats-
präsidentenl für die Dauer bis zur nächsten ordentlichen Generalversammlung;

b) für Vergütungen der Konzernleitung (mit Ausnahme der Boni der Konzernleitungsmit-

glieder) für den Zeitraum von einer ordentlichen Generalversammlung zur nächsten

ordentlichen Generalversammlung.

Der Verwaltungsrat kann der Generalversammlung Anträge in Bezug auf die maximalen

Gesamtbeträge und/oder einzelne Vergütungselemente frlr andere Zeitperioden und/oder

in Bezug auf Zusatzbeträge für besondere Vergütungselemente sowie zusätzliche bedingte

Anträge zur Genehmigung vorlegen.
¿ Lehnt die Generalversammlung einen Antrag des Verwaltungsrates ab, muss dieser eine

ausserordentliche Generalversammlung einberufen.
s Die Gesellschaft oder von ihr kontrollierte Gesellschaften sind ermächtigt, jedem Mitglied,

das während einer Periode, für welche die Generalversammlung die Vergütung der Kon-

zernleitung bereits genehmigt hat, in die Konzernleitung eintritt oder innerhalb der Konzern-

leitung befördert wird, für diese Periode einen Zusatzbetrag auszurichten, wenn der bereits

genehmigte Gesamtbetrag fùr dessen Vergütung nicht ausreicht. Der Zusatzbetrag darfje
Vergütungsperiode für den Chief Executive Officer 200/o und für die übrigen Funktionen in

der Konzernleitung 150/o des jeweils letzten genehmigten Gesamtbetrags der maximalen

Vergütung der Konzernleitung nicht ùbersteigen.
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Bisherige Fassung

525
t Mitglieder des Verwaltungsrates erhalten weder Kredite noch Darlehen und sind an keinen

Erfolgs- und Beteiligungsplänen beteiligt.
Vergütungen an Mitglieder des Verwaltungsrates für Tätigkeiten in Unternehmen, die durch
die Gesellschaft direkt oder indirekt kontrolliert werden, sind zulássig. Diese Vergütungen
sind im Betrag der Gesamtentschädigungen an den Verwaltungsrat enthalten, welche durch
die Generalversammlung zu genehmigen sind.

z Die Mitglieder der Konzernleitung können Kredite oder Darlehen für Hypotheken bis maxi-
mal 7¡ des Verkehrswertes für lnmobilien zu persönlich genutztem Wohneigentum in
Anspruch nehmen.

VergÜtungen an M¡tglieder der Korzernleitung frir Tätigkeiten in Unternehmen, die durch
die Gesellschaft direkt oder indirekt kontroll¡ert werden, sind zulässig. Diese Vergütungen
sind im Betrag der Gesamtentschädigungen an die Konzernleitung enthalten, welche durch
die Generalversammlung zu genehmigen sind.

g IVlit den jährlich zu genehmigenden Einzahlungen an Vorsorgeleistungen kann den Mit-
gliedern des Verwaltungsrates und der Konzernleitung eine Rentenversorgung bis zu einer
maximalen Rente von 600/o des Basissalärs finanziert werden.

¿ Grundsätze der Aufgaben und Zuständigkeiten des Entschädigungsausschusses:

Der Entschädigungsausschuss besteht aus mindestens drei Mitgliedern des Verwaltungs-
rates. Der Entschädigungsausschuss konstituiert sich selbst. Er bezeichnet aus seiner Mitte
einen Vorsitzenden. lm Übrigen erlässt der Verwaltungsrat e¡n Reglement úber die Organisa-
tion und Beschlussfassung des Entschàdigungsausschusses. lm Rahmen der Genehmigung
durch die Generalversammlung über die Gesamtentschädigungen fùr den Verwaltungsrat
und die Konzernleitung beschliesst der Entschädigungsausschuss des Verwaltungsrates
jährlich die Entschädigungen des Verwaltungsrates und der Konzernleitungsmitglieder
[Basissalär, variable Boni, stock-settled stock Appreciation Rights [s-SARs], Restricted
Stock units IRSUs] und Grundsätze der AltersvorsorgeJ. Auf Antrag des Entschädigungs-
ausschusses bestimmt der Verwaltungsrat jährlich über das Beteiligungsprogramm Perfor-
mance Share Plan (PSPJ.

s Die Mitglieder der Konzernleitung können an folgenden Erfolgs- und Beteiligungsplänen
beteiligt werden:

al Stock-settled StockAppreciation Right (S-SARI plan;

b) Restricred Srock Unir IRSU) plan;

cl Performance Share Plan [PSp];
d) Roche Connect.

Beantragte neue Fassung

s25
1 Mitglieder des Verwaltungsrates erhalten weder Kredite noch Darlehen und sind an keinen

Erfolgs- und Beteiligungsplänen beteiligt.

Vergütungen an Mitglìeder des Verwaltungsrates für Tätigkeiten in Unternehmen, die durch

die Gesellschaft direkt oder indirekt kontrolliert werden, sind zulàssig. Diese Vergütungen

sind im Betrag der Gesamtentseffiçtngvergütungen an den Verwaltungsrat enthalten,

welche durch die Generalversammlung zu genehmigen sind.

z Die Mitglieder der Konzernleitung können Kredite oder Darlehen fùr Hypotheken bis maxi-

mal z/s des Verkehrswertes für lmmobilien zu persönlich genutztem Wohneigentum in

Anspruch nehmen.

Vergütungen an Mitglieder der Konzernleitung für Tätigkeiten in Unternehmen, die durch

die Gesellschaft direkt oder indirekt kontrolliert werden, sind zulässig. Diese Vergütungen

sìnd im Betrag der Gesamtenffidìgr,rngvergütungen an die Konzernleitung enthalten,

welche durch die Generalversammlung zu genehmigen sind.

s Mit den jährlich zu genehmigenden Einzahlungen an Vorsorgele¡stungen kann den Mit-

gliedern des Verwaltungsrates und der Konzernleitung eine Rentenversorgung bìs zu einer

maximalen Rente von 600/o des Basissalärs finanziert werden.
¿ Grundsätze der Aufgaben und Zuständigkeiten des t¡tse¡¿O+girftgvergütungsausschus-

SCS:

Der EnffitçnrngVergütungsausschuss besteht aus mindestens drei lVìitgliedern des

Verwaltungsrates. Der WtWrqVergütungsausschuss konstìtuiert sich selbst. Er

bezeichnet aus se¡ner IVìitte einen Vorsitzenden. lm Übrigen erlasst der Verwaltungsrat ein

Reglement über die 0rganisation und Beschlussfassung des Éntse#igiungVergütungsaus-

schusses. lm Rahmen der Genehmigung durch die Generalversammlung über die Gesamt-

entseæt$Jfrgvergütungen fü¡ den Verwaltungsrat und die Konzernleitung beschliesst der

¡næem+$rngvergütungsausschuss des Verwaltungsrates jährlich die ffiçungVer-
gütungen des Verwaltungsrates und der Konzernleitungsmitglieder [Basissalär, variable

Boni, Stock-settled Stock Appreciation Rights [S-SARs], Restricted Stock Units IRSUs]

und Grundsätze der AltersvorsorgeJ. Auf Antrag des ffiigungiVergútungsausschus-
ses bestimmt der Verwaltungsrat jährlich tiber das Beteiligungsprogramm Performance

Share Plan (PSPJ.

s Die Mitglieder der Konzernleitung können an folgenden Erfolgs- und Beteiligungsplänen

beteiligt werden:

aJ Stock-settled StockAppreciation Right [S-SAR) Plan;

bJ Restricted Stock Unit (RSUJ Plan;

cJ Performance Share Plan (PSPJ;

dJ Roche Connect.
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Bisherige Fassung

6 Grundsätze fùr die Vergütungen, inklusive erfolgsabhängige Vergütungen, an den Verwal-
tungsrat und an die Konzernleitung:

Die Vergütungskomponenten Basissalär [inklusive Teilnahme an der Stiftung der F. Hoffmann-
La Roche AG für Mitarbeiter-Gewinnbeteiligung als Ergänzung der beruflichen Vorsorge

und an Roche ConnectJ, Bonus, gesperrte Genussscheine oderAktien, Stock-settled Stock
Appreciation Rights (S-SARs), Restricted Stock Units (RSUsl sowie Performance Share
Plan (PSP) unterstützen die Grundsätze der Entschädigungsrichtlinien. Die Vergütungen

sind mit der finanziellen Entwicklung und dem Erfolg des Unternehmens verbunden.

a. Basissalär

Der Festlegung des Basissalärs [Barauszahlung) werden Marktdaten der weltweit
grössten Pharma-Firmen für die jer,veilige Position, individuelle Fähigkeiten sowie anhal-
tende Leistung und Erfahrung zugrunde gelegt.

b. Bonus

Der Bonus honoriert den individuellen Beitrag zur Wertschöpfung. Seine Höhe ist mit dem

Geschäftsergebnis (Konzern- und Divisìonsergebnis betreffend Gewinn, Umsatzwachs-

tum, Entwicklung des OPAC [0perating Profit After Capital Charge], Gewinnwachstum
pro Aktie und Genussschein, Pipeline) sowie mit individuellen und nach Funktion defi-
nierten, messbaren und qualitativen Leistungszielen verknüpft. Die Bonus-Auszahlung

erfolgt in bar und/oder Genussscheinen und/oder Aktien.
c. Stock-settled StockAppreciation Rights (S-SARs) und Restricted Stock Units IRSUs)

Die Zuteilungen der S-SARs erfolgen individuell aufgrund des Entscheides des Entschä-

digungsausschusses des Verwaltungsrates nach dessen freiem Ermessen.

Der S-SAR ist das Recht, an der Wertsteigerung von Genussscheinen und/oder Aktien
zwischen Zuteilungsdatum und Ausübungsdatum teilzuhaben. Der Ausübungspreis der

aufgeführten S-SARs entspricht dabei gemäss dem mehrjährigen Plan dem jeweiligen

Schlusskurs des Roche-Genussschernes und/oder der Aktie am Zuteilungsdatum.
S-SARs werden für die Konzernleitungsmitglieder am Ende von drei Jahren ab Zuteilung
zur Ausübung frei. Nachdem die S-SARs zur Ausübung freigegeben worden sind, kön-
nen diese bis sieben Jahre ab Zuteilung ausgeübt, d.h. der Gewinn in Genussscheine

und/oder Aktien umgewandelt oder gemäss Entscheid des Verwaltungsrates der ent-
sprechende Betrag in bar ausbezahlt werden. lm vorgenannten Zeitraum nicht aus-
geübte S-SARs verfallen ersatzlos. Der Wert der S-SARs wird bei Ausgabe nach dem

Trinomialmodell für amerikanische Optionen berechnet.

Beantragte neue Fâssung

Grundsätze für die Vergütungen, inklusive erfolgsabhängige Vergütungen, an den Verwal-

tungsrat und an die Konzernleitung:

Die Vergütungskomponenten Basìssalär [ìnklusive Teilnahme an der Stiftung der F. Hoffmann-

La Roche AG für Mitarbeiter-Gewinnbeteiligung als Ergänzung der beruflichen Vorsorge

und an Roche Connect), Bonus, gesperrte Genussscheine oderAktien, Stock-settled Stock

Appreciation Rights IS-SARsJ, Restricted Stock Units (RSUs] sowie Performance Share

Plan (PSPJ unterstützen die Grundsätze der Entseh,ärdigungVergütungsrichtlìnien. Die

Vergùtungen sind mit der finanziellen Entwìcklung und dem Erfolg des Unternehmens

verbunden.

a. Basissalär

Der Festlegung des Basissalärs IBarauszahlungJ werden Marktdaten der weltweit

grössten Pharma-Firmen frir die jeweilige Position, individuelle Fähigkeìten sowie anhal-

tende Leistung und Erfahrung zugrunde gelegt.

b. Bonus

Der Bonus honoriert den individuellen Beitrag zur Wertschöpfung. Seine Höhe ist mit dem

Geschäftsergebnis (Konzern- und Divisionsergebnis betreffend Gewinn, Umsatzwachs-

tum, Entwicklung des OPAC [Operating Profit After Capital Charge], Gewinnwachstum

pro Aktie und Genussschein, PipelìneJ sowie mit individuellen und nach Funktìon defi-

nierten, messbaren und qualitativen Leistungszielen verknüpft. Die Bonus-Auszahlung

erfolgt in bar und/oder Genussscheinen und/oder Aktien.

c. Stock-settled Stock Appreciation Rights [S-SARs] und Restricted Stock Units IRSUs)

Die Zuteilungen der S-SARs erfolgen individuell aufgrund des Entscheides des ffi/á:
diçungVergütungsausschusses des Verwaìtungsrates nach dessen freiem Ermessen.

Der S-SAR ist das Recht, an der Wertsteigerung von Genussscheinen und/oder Aktien

zwischen Zuteilungsdatum und Ausübungsdatum teilzuhaben. Der Ausübungspreis der

aufgeführten S-SARs entspricht dabei gemäss dem mehrjährigen Plan dem jeweiligen

Schlusskurs des Roche-Genussscheines und/oder der Aktie am Zuteilungsdatum.

S-SARs werden fúr dle Konzernleitungsmitglieder am Ende von drei Jahren ab Zuteilung

zur Ausübung frei. Nachdem die S-SARs zur Ausübung freigegeben worden sind, kön-

nen diese bis sieben Jahre ab Zuteilung ausgeübt, d.h. der Gewinn in Genussscheine

und/oder Akt¡en umgewandelt oder gemäss Entscheid des Verwaltungsrates der ent-

sprechende Betrag in bar ausbezahlt werden. lm vorgenannten Zeitraum nicht aus-

geübte S-SARs verfallen ersatzlos. Der Wert der S-SARs wird bei Ausgabe nach dem

Trinomialmodell fur amerikanische 0ptionen berechnet.
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Bisherige Fassung

Die Zuteilungen der RSUs, das heisst das Recht, nach Ablauf der dreijährigen Vesting-

perìode Genussscheine und/oder Aktien plus einer Wertanpassung (in Höhe der wäh-

rend der dreijährigen Vestingperiode auf die Genussscheine und/oder Aktien zuteil-

baren, erfolgten Dividendenzahlungenl zu erhalten, erfolgen individuell aufgrund des

Entscheides des Entschädigungsausschusses des Verwaltungsrates nach dessen freiem

Ermessen, und die definitive Zuteilung und der Übergang an die Empfänger erfolgt erst

nach drei Jahren. Danach können die daraus resultierenden Genussscheine und/oder

Aktien bis maxìmal zehn Jahre gesperrt bleiben.

d. Performance Share Plan (PSPJ

Die Mitglieder der Konzernleitung und andere Mitglieder des Topmanagements partizi-

pieren am PSP. Der PSP basiert auf dem 3-Jahres-Vergleich des Total Shareholder Return

ITSRJ mit Konkurrenzunternehmen und weist sich ùberschneidende Leistungszyklen

von jeweils drei Jahren auf, wobei jedes Jahr ein neuer Zyklus beginnt.

Nach den Bestimmungen des PSP wird jedes Jahr eine Anzahl Genussscheine und/oder

Aktien [im Gegenwert von l/s eines JahressalärsJ für die Teilnehmenden jedes Zyklus

reserviert. Dìe tatsächliche Zuteilrng der Wertpapiere ist abhängig davon, ob und in

welchem Ausmass Roche-Tìtel (Aktien und Genussscheine) die durchschnittliche Kapi-

talrendite von Wertpapieren der Vergleichsgruppe übertreffen.

Für den Fall, dass sich eine Anlage in Roche-Wertpapieren besser als diejenigen des

Durchschnitts der Vergleichsgruppe entwickelt und der TSR von Roche während der

Laufzeit des Zyklus um mindestens 100/0 ansteìgt, kann der Verwaltungsrat entschei-

den, die Anzahl zugeteilter Genussscheine und/oder Aktien zu erhöhen. Die maximaìe

Zuteilung beträgt das Doppelte der ursprünglich nach PSP reservierten Anzahl Genuss-

scheine und/oder Aktien (ab PSP-Zyklus 2013-2015 plus einer Wertanpassung in Höhe

der während der dreijährigen Vestingperiode auf die Genussscheine und/oder Aktien

zuteilbaren, erfolgten DivìdendenzahlungenJ und erfordert zudem, dass eine Anlage in

Roche-Wertpapieren gleich viel oder mehr Ertrag als 750lo der Vergleichsgruppe bringt.

Falls sich Roche-Titel weniger gut entwickeln als der durchschnittliche Ertrag aus Papie-

ren der Vergleichsgruppe, werden weniger oder keine Genussscheine und/oder Aktien

zugeteilt.

Auf Antrag des Entschädigungsausschusses bestimmt der Verwaltungsrat jährlich über

die Auszahlung des Performance Share Plan.

Beantragte neue Fassung

Die Zuteilungen der RSUs, das heisst das Recht, nach Ablauf der dreijährigen Vesting-

periode Genussscheine und/oder Aktien plus einer Wertanpassung (in Höhe der wäh-

rend der dreijährigen Vestingperiode auf die Genussscheine und/oder Aktien zuteil-

baren, erfolgten Dividendenzahlungen) zu erhalten, erfolgen ìndividuell aufgrund des

Entscheides des Entseffiig¡rngVergütungsausschusses des Verwaltungsrates nach

dessen freiem Ermessen, und die definitìve Zuteilung und der Übergang an die Emp-

fänger erfolgt erst nach drei Jahren. Danach können die daraus resultierenden Genuss-

scheine und/oder Aktien bis maximal zehn Jahre gesperrt bleiben.

d. Performance Share Plan IPSPJ

Die Mitglieder der Konzernleitung und andere Mitglieder des Topmanagements partizì-

pieren am PSP Der PSP basiert auf dem 3-Jahres-Vergleich des Total Shareholder Return

iTSRJ rnit Konkurrenzunternehmen und weist sich überschneidende Leistungszyklen

von jewells drei Jahren auf, wobei jedes Jahr ein neuer Zyklus beginnt.

Nach den Bestimmungen des PSP wird jedes Jahr eine Anzahl Genussscheine und/oder

Aktien für dìe Teilnehmenden jedes Zyklus

reserviert. Die tatsächliche Zuteìlung der Wertpapiere ist abhängig davon, ob und in

weìchem Ausmass Roche-Titel (Aktien und Genussscheinel die durchschnittliche Kapi-

talrendite von Wertpapieren der Vergleichsgruppe übertreffen

FLlr den Fall, dass sich eine Anlage in Roche-Wertpapieren besser als diejenigen des

DurchschnittsderVergleichsgruppeentWickelt
, kann der Verwaltungsrat entschei-

den, die Anzahl zugeteìlter Genussscheine und/oder Aktìen zu erhöhen. Die maximale

Zuteilung beträgt das Doppelte der ursprünglich nach PSP reservierten Anzahl Genuss-

scheine und/oder Aktien (ab PSP-Zyklus 2013-2015 plus einer Wertanpassung in Höhe

der während der dreijährigen Vestingperìode auf die Genussscheine und/oder Aktien

zuteilbaren, erfolgten Dividendenzahlungen) und erfordert zudem, dass eine Anlage ìn

Roche-Wertpapieren gleich viel oder mehr Ertrag als 750/o der Vergleìchsgruppe bringt.

Falls sich Roche-Titel weniger gut entwickeln als der durchschnittliche Ertrag aus Papie-

ren der Vergleichsgruppe, werden weniger oder keine Genussscheine und/oder Aktien

zugeteilt.

Auf Antrag des fttseffiigro.ngVergütungsausschusses bestimmt der Verwaltungsrat

jährlich über die Auszahlung des Performance Share Plan.
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Bisherige Fassung

e. Roche Connect

Mit diesem Programm können weltweit alle Mitarbeitenden, mit Ausnahme des Personals
in den USA und in bestimmten anderen Ländern, regelmässig Beträge von ihrem Gehalt
für den Kauf von Roche-Genussscheinen verwenden lassen. Der Konzern beteil¡gt s¡ch

am Programm und ermöglicht so den Mitarbeitenden, die Genussscheine mit einem
Rabatt [üblicherweise 200/o) zu erwerben.

z Grundsätze für die Zuteilung von Betei,igungspapieren an Mitglieder des Verwaltungsrates
und der Konzernleitung :

Die Grundsätze für die Zuteilung von Beteiligungspapieren an Mitglieder des Verwaltungs-
rates und der Konzernleitung richten sich nach den in 525 dargestellten Grundsätzen der
Vergütungselemente bzw. Vergütungspläne.

C. Die Revisionsstelle

s26
t Die Generalversammlung wählt jährlich eine Revisionsgesellschaft als Revisionsstelle im

sinne von Arf.727ff .0R mit den im Gesetz festgehaltenen Aufgaben und Befugnissen.

lV. Sehweigepflicht

527

Sämtliche Organe und Angestellten sowie die Revisionsstellen sind sowohl während ihrer
ZugehÖrigkeÍt zu dem Unternehmen oder der Ausübung irgendwelcher Funktionen bei ihm als
auch nach ihrem Ausscheiden oder nach dem Erlöschen dieser Funktionen verpflichtet, über
alle Geschäftsbezrehungen absolutes Stillschweigen zu bewahren.

Beantragte neue Fassung

e. Roche Connect

Mit diesem Programm können weltweit alle Mitarbeitenden, mrt Ausnahme des Personals

in den USA und in bestimmten anderen Ländern, regelmässig Beträge von ihrem Gehalt

für den Kauf von Roche-Genussscheinen verwenden lassen. Der Konzern beteilìgt sich

am Programm und ermöglicht so den Mitarbeitenden, die Genussscheine mit einem

Rabatt [üblicherweise 200/o) zu erwerben.
z Grundsätze filr die Zuteilung von Beteiligungspapieren an Mitglieder des Verwaltungsrates

und der Konzernleitung :

Die Grundsätze für die Zuteilung von Beteiligungspapieren an Mitglieder des Verwaltungs-

rates und der Konzernleitung richten sich nach den in 525 dargestellten Grundsätzen der

Vergütungselemente bzw. Vergütungspläne.

C. Die Revisionsstelle

s26
I Die Generalversammlung wählt jährlich eine Revisionsgesellschaft als Revisionsstelle im

Sinne von 4r1.727ff.0R mit den im Gesetz festgehaltenen Aufgaben und Befugnissen.

lV. Sehweigepflicht

527

Sämtliche Organe und Angestellten sowie die Revisionsstellen sind sowohl während ihrer

Zugehörigkeit zu dem Unternehmen oder der Ausübung irgendwelcher Funktionen bei ihm als

auch nach ihrem Ausscheiden oder nach dem Erlöschen dieser Funktìonen verpflichtet, über

alle Geschäftsbeziehungen absolutes Stillschweigen zu bewahren.

34 35



Bisherige Fassung

V. Bilanz, Erfolgsrechnung, Gewinnverteilung und
Reserven

s28
Die Bücher werden auf den 31. Dezember jeden Jahres abgeschlossen, die Erfolgsrechnung

der Gesellschaft und die Bilanz nach den Vorschriften des schweizerischen Obligationen-
rechtes (Art. 662ff.l erstellt.

529
I Von dem nach Abzug aller Unkosten, Passivzinsen, Verluste und vorweg vorgenommenen

Rückstellungen verbleibenden Bilanzgewinn werden zunächst mindestens 5olo der allgemei-

nen Reserve zugeteilt, solange dieselbe nicht 200/o des Aktienkapitals beträgt.
2 Von dem nach Dotierung der allgemeinen Reserve verbleibenden Bilanzgewinn wird sodann

ein Betrag, welcher einer Dividende von 50/o auf dem Aktienkapital gleichkommt, an die

Aktionäre verteilt, mit der lVìassgabe, oass eine Verteilung nur dann und nur insoweit erfol-
gen darf, als auch an die hinsichtlich der Gewinnverteilung statutarisch den Aktien gleich-
gestellten Genussscheine gleichzeitig der gleiche Betrag wie an die Aktien sowie an die

Partizipationsscheine ein ihrem Nennwertverhältnis zu den Aktien entsprechender Betrag

verte¡lt wird.
3 Der nach Verteilung an die Aktionäre und Genussscheininhaber sowie an allfällige Parti-

zipanten gemäss 5 29 Abs. 2 verbleibende Bilanzgewinn steht zur Verftigung der General-

versammlung, welche über dessen Verwendung nach freiem Ermessen verfügen kann,

indessen wiederum mit der lVassgab:, dass derjenige Teil des Bilanzgewinnes, dessen

Verteilung beschlossen wird, gleichmässig auf die Aktien und die den Aktien jeweils gleich-
gestellten Genussscheine gemäss ihrer statutarischen Berechtigung sowie auf die Partizi-
pationsscheine entsprechend ihrem Nennwertverhältnis zu den Aktien verteilt wird.

530
t Sämtliche Reserven bilden einen Teil des Gesellschaftsvermögens und werden weder

besonders verwaltet noch verzinst.
z Zweckgebunden ist lediglich die allgemeine Reserve. Über Entnahmen aus derselben

eschliesst die Generalversammlung auf Antrag des Verwaltungsrates.
s Über alle anderen Reserven verfLìgt, gegenteiliger Beschluss der Generalversammlung

vorbehalten, der Verwaltungsrat.

Beantragte neue Fassung

V. Bilanz, Erfolgsrechnung, Gewinnverteilung und
Reserven

528

Die Bücher werden auf den 31. Dezember jeden Jahres abgeschlossen, die Erfolgsrechnung

der Gesellschaft und die Bilanz nach den Vorschriften des schweizerischen Obligationen-
re c h tes €4irffi62ff-Ìe rste I lt.

s29
I Von dem nach Abzug aller Unkosten, Passivzinsen, Verluste und vorweg vorgenommenen

Rückstellungen verbleibenden Bilanzgewinn werden zunächst mindestens 5olo der allgemel-

nen Reserve zugeteilt, solange dieselbe nicht 200/o des Aktienkapitals beträgt.
z Von dem nach Dotierung der allgemeinen Reserve verbleibenden Bilanzgewinn wird sodann

ein Betrag, welcher einer Dividende von 50/0 auf dem Aktienkapital gleichkommt, an die

Aktionäre verteilt, mit der Massgabe, dass eine Verteilung nur dann und nur insoweit erfol-
gen darl als auch an die hinsichtlich der Gewinnverteilung statutarisch den Aktien gleich-

gestellten Genussscheine gleichzeitig der gleiche Betrag wie an die Aktien sowie an die

Partizipationsscheine ein ihrem Nennwertverhältnis zu den Aktien entsprechender Betrag

verteilt wird.
3 Der nach Verteilung an die Aktionäre und Genussscheinlnhaber sowie an allfällige Parti-

zipanten gemäss 5 29 Abs. 2 verbleìbende Bilanzgewinn steht zur Verfügung der General-

versammlung, welche über dessen Verwendung nach freiem Ermessen verfügen kann,

indessen wìederum mìt der Massgabe, dass derjenige Teil des Bilanzgewinnes, dessen

Verteilung beschlossen wird, gleichmässig auf die Aktien und die den Aktien jeweils gleich-

gestellten Genussscheine gemäss ihrer statutarischen Berechtigung sowie auf die Partizi-

pationsscheine entsprechend ìhrem Nennwertverhältnis zu den Aktien verteilt wird.

530
I Sämtliche Reserven bilden einen Teil des Gesellschaftsvermögens und werden weder

besonders verwaltet noch verzinst.
z Zweckgebunden ist lediglich die allgemeine Reserve. Über Entnahmen aus derselben

eschliesst die Generalversammlung auf Antrag des Verwaltungsrates.
s Über alle anderen Reserven verfügt, gegenteiliger Beschluss der Generalversammlung

vorbehalten, der Verwaltungsrat.

36 37



Bisherige Fassung

531

Die ordentliche Generalversammlung beschliesst nach Entgegennahme der bezüglichen
Anträge des Verwaltungsrates und des Berichtes der Revisionsstelle über die Verwendung der
zu ihrer Verfügung gestellten Beträge und setzt die Dividende fest.

532

Die Generalversammlung kann den ihr gemäss 5 29 zur Verfügung gesîellten Teil des Bilanz-
gewinnes ganz oder teilweise auch zu Reservestellungen bestimmen.

Vl. Auflösung und Liquidation

s33
I Auflösung und Liquidation vollzieht sich an Hand des Gesetzes, soweit nicht die vorstehen-

den Statuten andere Bestimmungen enthalten.
z Der Liquidationserlös wird auf die Aktien, Genussscheine und Partizipationsscheine gemäss

ihrer statutarischen Berechtigung verteilt.

Vll. Bekanntmachungen

s34
Alle Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Schweizerischen Handelsamtsblatt. Der
Verwaltungsrat ist berechtigt, jederzeit weitere Publikationsorgane zu bestimmen; Widerruf
bleibt vorbehalten.

Beantragte neue Fassung

s31

Die ordentliche Generalversammlung beschliesst nach Entgegennahme der bezüglichen

Anträge des Verwaltungsrates und des Berichtes der Revisionsstelle über die Verwendung der

zu ihrer Verfügung gestellten Beträge und setzt die Dividende fest.

s32
Die Generalversammlung kann den ihr gemäss 5 29 zur Verfügung gestellten Teìl des Bilanz-

gewinnes ganz oder teilweise auch zu Reservestellungen bestimmen.

Vl. Auflösung und Liquidation

s33
t Auflösung und Liquidation vollzieht sich an Hand des Gesetzes, soweit nicht dìe vorstehen-

den Statuten andere Bestimmungen enthalten.
z Der Liquidationserlös wird auf die Aktien, Genussscheine und Partìzipationsscheine gemäss

ihrer statutarischen Berechtigung verteilt.

Vll. Bekanntmachungen

534
Alle Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Schweizerischen Handelsamtsblatt. Der

Verwaltungsrat ist berechtigt, jederzeit weitere Publikationsorgane zu bestimmen; Widerruf

bleibt vorbehalten.
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Vlll. Streitigkeiten

535
t Alle Streitigkeiten über Gesellschaftsangelegenheiten zwischen der Gesellschaft und ihren

0rganen oder zwischen diesen selbst oder zwischen der Gesellschaft oder ihren Organen
und einzelnen Aktionären werden durch die ordentlichen Gerichte des.Kantons, in welchem
die Gesellschaft ihren Sitz hat, beurteilt, vorbehältlich des gesetzlichen Weiterzuges an das
Schweizerische Bundesgericht. Zu diesem Zwecke erwählen sämtliche Aktionäre in den
oben erwähnten Streitigkeiten Domizil am Sitze der Gesellschaft, und es können sämtliche
amtlichen und richterlichen Zustellungen an diesem Domizil mit rechtsgültìger Wirkung für
sie abgegeben werden.

z Unbeschadet des in vorstehenden Absätzen vereinbarten Gerichtsstandes kann die Gesell-
schaft, falls sie es vorzieht, ihre 0rgane oder Aktionäre an ihrem ordentlichen Gerichts-
standorte bei dem sachlich zuständigen Gerichte belangen.

s Bei der Beurteilung von derartigen Streitigkeiten ist schweizerisches Recht anzuwenden.

Beantragte neue Fassung

Vlll. Streitigkeiten

535
t Alle Streitigkeiten über Gesellschaftsangelegenheiten zwischen der Gesellschaft und ihren

0rganen oder zwischen diesen selbst oder zwischen der Gesellschaft oder ihren Organen

und einzelnen Aktionären werden durch die ordentlichen Gerichte des Kantons, ìn welchem

die Gesellschaft ihren Sitz hat, beurteilt, vorbehältlich des gesetzlichen Weiterzuges an das

Schweìzerische Bundesgericht. Zu diesem Zwecke erwählen sämtliche Aktionäre in den

oben erwähnten Stre¡tigkeiten Domizil am Sitze der Gesellschaft, und es können sämtliche

amtlichen und richterlìchen Zustellungen an diesem Domizil mit rechtsgültiger Wirkung für

sie abgegeben werden.
z Unbeschadet des in vorstehenden Absätzen vereinbarten Gerichtsstandes kann die Gesell-

schaft, falls sie es vorzieht, ihre 0rgane oder Aktionäre an ihrem ordentlichen Gerichts-

standorte bei dem sachlich zuständigen Gerichte belangen.
g Bei der Beurteilung von derartigen Streitigkeiten ist schweizerisches Recht anzuwenden.
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